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VerlässlicHkeit  
der Politik gefragt!
Wer den Versandhandel von Medika-

menten – insbesondere aus dem 
ausland – mit der flächendeckenden arznei-
mittelversorgung durch die deutschen 
Vor-ort-apotheken vergleicht, stellt schnell 
fest, dass hier offenkundig mit zweierlei 
Maß gemessen wird. Denn während die sta-
tionären apotheken auch von der politik zu 
recht als unverzichtbarer Bestandteil des 
gesundheitssystems betrachtet werden, 
gilt dies für die arzneimittelversender nicht.  

Zu den wichtigsten Unterschieden gehört 
dabei der so genannte Kontrahierungs-
zwang der öffentlichen Apotheken. Sie 
müssen jedes in Deutschland zugelassene 
Arzneimittel beliefern. Das gilt selbst dann, 
wenn sie dadurch im Einzelfall beispiels-
weise durch aufwändige Beschaffung ein 
finanzielles Minus erwirtschaften. Zudem 
gehört es zum Auftrag der Vor-Ort-Apothe-
ken, die Arzneimittelversorgung der Bevöl-
kerung rund um die Uhr sicherzustellen. 
Dies garantieren sie durch Notdienste oder 
auch durch die Herstellung von individuellen 
Medikamenten (Rezeptur), die immer dann 
notwendig werden, wenn es keine Fertigarz-
neimittel auf dem Markt gibt, die genau für 
die Behandlung eines Patienten passen. 
Das ist kein Einzelfall, sondern geschieht in 
Deutschland pro Jahr rund 13 Millionen Mal. 

Alle diese Pflichten haben die Versandhänd-
ler nicht. Sie können sich auf den Abverkauf 
von Produkten konzentrieren. Doch statt 
dies aufgrund der geringeren Kostenstruk-

tur als Wettbewerbsvorteil zu werten, 
sehen sich die Versender dadurch benach-
teiligt. Hierin wurden sie 2016 sogar vom 
Europäischen Gerichtshof bestätigt. Als Ant-
wort locken sie Versicherte der gesetzlichen 
Krankenkassen auch bei rezeptpflichtigen 
Arzneimitteln durch Boni, die in Deutschland 
verboten sind. Das benachteiligt erneut die 
Vor-Ort-Apotheken, deren Zahl auch in Bran-
denburg bereits seit Jahren rückläufig ist. 

Auch um dieses Ungleichgewicht zu beseiti-
gen, wurde politisch darüber diskutiert, den 
Versandhandel mit ärztlich verordneten 
Arzneimitteln wieder zu verbieten. Dafür gab 
es jedoch keine Mehrheit. Im Koalitionsver-
trag hat die Ampel vereinbart, die Vor-Ort-
Apotheken zu stärken. Geschehen soll jetzt 
aber genau das Gegenteil: Für zwei Jahre 
sollen die Apotheken den Krankenkassen 
zusätzliche Rabatte von 140 Millionen Euro 
einräumen. Wo bleibt da die Verlässlichkeit  
der Politik, auf die Apotheken und ihre 
Patient*innen ein Recht haben?

Ihr Jens Dobbert

Vor-ort-apotheke Versus VersanDhanDel?

Der Online-Versandhandel mit Arzneimitteln tritt zunehmend 
in Konkurrenz mit den öffentlichen Apotheken vor Ort. Die 
Corona-Pandemie hat nicht unbedingt zur Entschärfung der 
Situation beigetragen.

eDitorial historie

Die Apotheken 
sind auch in der 
Pandemie stets 
eine verlässliche 
Konstante 
gewesen.  
Warum gilt das 
nicht auch für  
die Politik?
Jens Dobbert, Präsident der  
Landesapothekerkammer Brandenburg

die eNtWickluNg des deutscHeN 
VersaNdHaNdels
auch wenn sich heute kaum noch jemand 

daran erinnern möchte: Die geschichte 
des arzneimittel-Versandhandels in 
Deutschland ist unter anderem folge von 
völlig übertriebenen zahlenspielen, rosi-
nenpickerei, offenen rechtsbrüchen und 
politischen fehleinschätzungen.  

Dass die Arzneimittelausgaben vor allem um 
die Jahrtausendwende von den Krankenkas-
sen immer wieder gerne als Ziel für Einspar-
maßnahmen genommen wurden, hat dabei 
durchaus Tradition – denn dieser Bereich 
gehört nicht nur zu den transparentesten 
im Gesundheitssystem; es ist auch ver-
gleichsweise einfach, mit gesetzgeberischen 
Maßnahmen schnelle Wirkungen zu erzielen. 
Ganz anders sieht das im Krankenhausbe-
reich aus, dessen Kosten zu einem Großteil 
aus Personalausgaben resultieren. Und mit 
der niedergelassenen Ärzteschaft und ihrer 
starken Lobby möchten sich Gesundheitspoli-
tiker ebenfalls nicht gerne anlegen.

Falsche Zahlen und permanente Rechts-
brüche
Zusätzlich befeuert wurde die Diskussion 
seinerzeit durch unrealistische Rechen-
modelle der Krankenkassen, die Einsparungen 
durch den Versandhandel in Höhe von nahezu 
einer Milliarde prognostizierten. Dies wurde 
zwar bis heute nicht erreicht, hat aber einen 
deutschen Informatiker dazu motiviert, in den 
Niederlanden einen Arzneimittelversand zu 
gründen, der Medikamente nach Deutschland 
liefern sollte. Das Problem: Der Arzneimittel-
versandhandel war im Nachbarland erlaubt, 
nicht jedoch grenzüberschreitend nach 
Deutschland.  

Es kam zu einer Vielzahl von rechtlichen 
Verfahren vor deutschen Gerichten, die der 
Versender zwar verlor, die aber schließlich 
beim Europäischen Gerichtshof (EuGH) 
landeten. Obwohl sich in der größten 
Unterschriftenaktion der deutschen Ge-
schichte im Jahr 2003 mehr als 7,7 Millionen 
Bundesbürger*innen gegen den Arzneimit-
telversandhandel ausgesprochen hatten, ging 
die damalige SPD-Bundesgesundheitsminis-

terin Ulla Schmidt fest davon aus, dass der 
EuGH den Versandhandel zulassen würde 
und schaffte es, ihren Amtsvorgänger Horst 
Seehofer von der CSU ins Boot zu holen. Noch 
bevor der Gerichtshof sein Urteil fällte, wurde 
der Arzneimittelversandhandel mit dem GKV-
Modernisierungsgesetz zum 1. Januar 2004 in 
Deutschland erlaubt. 

Politische Fehleinschätzung
Eine krasse Fehleinschätzung! Denn der EuGH 
erlaubte zwar die Versendung von rezept-
freien Medikamenten, betonte aber aus-
drücklich, dass jeder Mitgliedstaat der EU den 
Versand von rezeptpflichtigen Arzneimitteln 
verbieten könne. So halten dies aus Sicher-
heitsgründen und aufgrund mangelnder 
realer Einsparungen auch weiterhin die 
allermeisten EU-Mitgliedsländer. Deutschland 
hatte sich in vorauseilendem, aber offenkun-
dig nicht gerechtfertigtem Gehorsam aus 
diesem Kreis verabschiedet.

Nachdem der Versandhandel von der letzten 
Bundesregierung unter Angela Merkel trotz 
eindeutiger Vereinbarungen im Koalitionsver-
trag nicht wieder verboten wurde, muss man 
sich bei aller Qualität der Gegenargumente 
wohl darauf einstellen, dass diese Vertriebs-
form in Deutschland auch künftig weiter 
möglich sein wird. Dann aber sollte zumin-
dest sichergestellt sein, dass vor allem die 
Versender mit Sitz im Ausland sich künftig an 
bestehende deutsche Gesetze halten werden. 
Die Praxis, dass diese den Versicherten der 
gesetzlichen Krankenkassen für den Kauf von 
rezeptpflichtigen Arzneimitteln trotz erfolgter 
Verbote durch deutsche Gerichte weiter Boni 
anbieten, lässt daran aber erhebliche Zweifel 
aufkommen. Hier ist auch die Gesetzliche 
Krankenversicherung aufgerufen, nicht mit 
zweierlei Maß zu messen – denn diese will 
die Gleichpreisigkeit für Medikamente in 
den deutschen Vor-Ort-Apotheken grund-
sätzlich erhalten, damit ihre Versicherten 
im Krankheitsfall nicht erst Preisvergleiche 
anstellen müssen und damit beispielsweise 
in Pandemie-Zeiten die Kosten aufgrund der 
steigenden Nachfrage nicht explodieren.

Corona führte zu Plus beim Arzneimittel-
Versandhandel
Aktuell ist festzuhalten, dass das Pandemie-
jahr 2020 nicht nur bei Konsumgütern zu 
einem Anstieg des Versandhandels geführt 
hat. Einige Verbraucher*innen, die unter 
anderem aus Furcht vor Ansteckungen auch 
bei Medikamenten auf den Postweg zurück-
gegriffen haben, haben hier das Umsatzplus 
für die Versender verstärkt. Dass dies in einer 
Zeit geschah, in der die Vor-Ort-Apotheken in 
vielfältiger Weise dazu beigetragen haben, 
dass Deutschland vergleichsweise glimpflich 
durch die bisherige Corona-Zeit gekommen 
ist, muss aufrütteln. Die Apotheken haben 
ihre Systemrelevanz eindeutig unter Beweis 
gestellt. Auch um das ohnehin feststellbare 
„Sterben“ der Präsenz-Apotheken zu vermin-
dern haben diese sowie deren Patient*innen 
und Kund*innen ein Recht darauf, dass für 
alle, die in und nach Deutschland Medika-
mente abgeben, die gleichen rechtlichen 
Rahmenbedingungen gelten – ohne Wenn 
und Aber!

(Quelle: ABDA, „Die Apotheke: Zahlen 
Daten Fakten 2021“)

181 Mio. 
arzneimittel wurden 2020 
in deutschen apotheken 
abgegeben. Davon waren 
– unabhängig vom wirk-
stoff – 28,2 % besonders 

beratungsbedürftig
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VersanDhanDel VersanDhanDel

Wenn es um die Preisbildung in den Apo-
theken geht, halten sich hartnäckig einige 
Vorurteile. So steht der Begriff „Apotheken-
preise“ fälschlicherweise seit Jahrzehnten 
für ein ausgesprochen hohes Kostenniveau. 
Die Realität sieht aber komplett anders aus. 
Dies zeigt das Beispiel eines Medikamen-
tes, für das der Hersteller ab Werk 50 Euro 
berechnet. 

Bevor dies in die Apotheke kommt, addiert 
sich hierauf ein Betrag von 2,28 Euro für den 
pharmazeutischen Großhandel. Der Apothe-
keneinkaufspreis beträgt somit in unserem 
Beispiel 52,28 Euro. Die Apotheke selbst 
erhält für jedes rezeptpflichtige Arzneimit-
tel 3 Prozent auf diesen Einkaufspreis sowie 
einen Festzuschlag von 8,35 Euro. Das 
wären im genannten Fall also 9,92 Euro. 
Diese Regelungen sind die Grundlage für 
eine Mischkalkulation. Denn der Festzu-
schlag bleibt unabhängig vom Einkaufspreis 
immer gleich. Er fällt also auch dann nur in 
dieser Höhe an, wenn der Einkaufspreis bei 
1.000 Euro oder höher liegt. Keine andere 
Branche käme mit einer solch niedrigen 
Gewinnspanne aus. 

Hinzu kommt, dass die Apotheken den 
gesetzlichen Krankenkassen pro abgegebe-
nem Arzneimittel einen Apothekenabschlag 
in Höhe von 1,77 Euro zahlen müssen. Dieser 
Rabatt soll nach den Plänen der Regierung 
für die Jahre 2023 und 2024 sogar noch  
auf 2,00 Euro erhöht werden. Dann läge der 
Festzuschlag nur noch bei 6,35 Euro. Gleich 
soll allerdings die Mehrwertsteuer bleiben. 
Als eines von wenigen Ländern in der EU 
erhebt Deutschland nämlich auch auf Medi-
kamente zulasten der gesetzlichen Kranken-
kassen 19 Prozent MwSt., was in unserem 
Beispiel 11,90 Euro entspricht. Der Staat 
kassiert also für diese Medikamente deutlich 
mehr als die Apotheken für ihre Leistungen 
erhalten.  

Dieses System existiert seit 2004 und hat 
den Krankenkassen erhebliche Einsparungen 
beschert, da es seitdem immer mehr Medi-
kamente mit hohen Herstellerabgabepreisen 
gibt, die dadurch preiswerter wurden.  

für alle MüsseN gleicHe 
regelN gelteN!

Weniger Pflichten für ausländische 
Versender
Die ausländischen Versandhändler sind 
dagegen von solchen Zusatzaufgaben nicht 
betroffen und haben deshalb eine deutlich 
geringere Kostenstruktur. Zwar sind auch 
sie seit Ende 2020 durch das Vor-Ort-Apo-
thekenstärkungsgesetz (VOASG) verpflich-
tet, sich an die deutsche Preisbindung für 
rezeptpflichtige Arzneimittel zu halten. Dies 
hat einige von ihnen jedoch nicht gehindert, 
auch weiterhin für die Versendung von 
rezeptpflichtigen Arzneimitteln zulasten der 
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) in 
Deutschland verbotene Boni und Rabatte 
anzubieten. Kontrollen finden dabei nur  
über langwierige wettbewerbsrechtliche 
Verfahren statt. Die Präsenzapotheken 
werden so in einen Konkurrenz- und Preis-
kampf gezwungen, den sie nicht gewinnen 
können. Sie haben das Nachsehen, sind 
aber natürlich immer dann gefragt, wenn es 
darum geht, eine flächendeckende Versor-
gung sicherzustellen oder kurzfristige poli-
tische Entscheidungen schnell umzusetzen 
(vgl. Gratis-Maskenabgabe oder Coronaimpf-
stoffverteilung). 

Zur Garantie einer patientenzentrierten, 
individuellen und sicheren Arzneimittel-
versorgung gehört auch der wohnortnahe 
Zugang zu einer persönlichen heilberuflichen 
Beratung und natürlich zu allen im Markt 

Preisbindung schützt Verbraucher*innen
Die Preisbindung, die in der Arzneimittel-
preisverordnung (AMPreisV) geregelt ist, 
wurde nicht geschaffen, um die Apotheken 
überdurchschnittlich zu fördern. Sie soll 
vielmehr verhindern, dass die Preise für 
Medikamente in Zeiten überdurchschnitt-
lich hohen Arzneimittelbedarfs in die Höhe 
schnellen und kranke Menschen zum Preis-
vergleich genötigt sind. Wie wichtig und rich-
tig das ist, zeigt das Beispiel der allgemei-
nen Preisentwicklung nach Corona und dem 
Krieg in der Ukraine. Apotheken haben hier 
nicht zu einem Kostenanstieg beigetragen. 
Dafür bleiben aber alle Kostensteigerungen 
bei ihnen hängen. Ihre Gewinne werden 
geringer, während die Kosten zum Beispiel 
durch die Stromlieferung, die Logistik oder 
die Inflation stetig steigen. 

Mischkalkulation zur Finanzierung  
zahlreicher Aufgaben
Mit dem Festzuschlag finanzieren die 
Apotheken nicht nur die Abgabe von 
Medikamenten, sondern auch die jeweilige 
Beratung und zahlreiche weitere Leistungen. 
So bekommen sie auch dann kein zusätzli-
ches Honorar, wenn beispielsweise Rabatt-
vertragsarzneimittel (diese Rabatte werden 
zwischen der Industrie und den Krankenkas-
sen ausgehandelt und kommen ausschließ-
lichen diesen zugute) nicht lieferbar sind und 
sie die dafür entsprechenden Alternativen 
aufwändig besorgen und erklären müssen, 
sodass durch den Packungswechsel kein 
Therapieabbruch erfolgt. Und obwohl die 
Aufgaben für die Vor-Ort-Apotheken seit 
Jahren immer größer werden, sinkt ihr Anteil 
an den Gesamtausgaben der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) immer weiter ab. 
 
Dass dies betriebswirtschaftlich nicht mehr 
ausreicht, zeigt sich insbesondere daran, 
dass die Zahl der öffentlichen Apotheken 
Jahr für Jahr sinkt. Jede geschlossene Apo-
theke macht es aber für die verbliebenen 
immer schwieriger, die flächendeckende 
Arzneimittelversorgung rund um die Uhr vor 
allem in ländlichen Regionen zu garantieren. 

verfügbaren Arzneimitteln. Zudem nehmen 
Apotheker*innen in der Region eine wichtige 
Lotsen- und Beratungsfunktion gegenüber 
den Patient*innen ein. Sie benennen und 
erläutern erwünschte wie unerwünschte 
Wirkungen. Arzneimittel sind eben keine 
Konsumgüter, sondern Waren der beson-
deren Art und Nutzen.  

Dies gilt auch für den Transport der Produk-
te und hier insbesondere von denen, die 
kühlkettenpflichtig sind. Insgesamt sind vier 
Prozent aller von Apotheken abgegebenen 
Medikamente besonders temperatur- 
empfindlich. Dies betrifft beispielsweise 
Insuline oder Impfstoffe. Medikamente, 
die auch nur zeitweise nicht im vorge-
schriebenen Temperaturbereich gelagert 
werden, können ihre Wirksamkeit verlieren  
und so den Patient*innen nachhaltig 
schaden. Für diese Präparate hat der 
Gesetzgeber im Rahmen der Apothekenbe-
triebsordnung besondere Vorschriften erlas-
sen, die seit 2020 auch für Versandhändler 
aus dem EU-Ausland verpflichtend sind. Eine 
Kontrolle ist hier jedoch nicht vorgesehen ...

Sicherheit ist nicht teilbar
Für die Apotheken ist es selbstverständlich, 
dass sie zur Überwachung der Arzneimittel-
sicherheit einer Vielzahl von Vorschriften 
unterliegen, deren Einhaltung auch regel-
mäßig durch die Aufsichtsbehörden vor Ort 

4 von 5
Patient*innen werden gegen 
zwei oder mehr Krankheiten 
therapiert. Aufklärung über 

mögliche Neben- und  
Wechselwirkungen ist hier von 

ganz besonderer Bedeutung und 
wird durch die Apotheker*innen 

geleistet.

kontrolliert wird. Das ist die Grundlage eines 
modernen Apothekenwesens und auch 
deshalb gehört das deutsche System zu den 
besten und sichersten der Welt.  

Die Europäische Union hat es den natio- 
nalen Gesetzgebern nicht einfacher 
gemacht, eigene Vorschriften auch gegen-
über Marktteilnehmern aus dem EU-Ausland 
umzusetzen. Eine Diskriminierung inlän-
discher Apotheken oder gar die Gefährdung 
der Gesundheit der eigenen Bevölkerung 
darf es deshalb aber nicht geben. Die Politik 
hatte die Möglichkeit, den Versandhandel  
von rezeptpflichtigen Arzneimitteln in und 
nach Deutschland wieder komplett zu 
verbieten. Dies hatte auch der Europäische 
Gerichtshof bei seinem Versandhandelsurteil 
von 2003 ausdrücklich betont. Hierfür fand 
sich unter den Parteien bislang jedoch keine 
Mehrheit. Damit ist der deutlich steinigere 
Weg gefragt, deutsches Recht so zu formu-
lieren, dass seine Umsetzung auch durch 
Versender aus dem Ausland erfolgen muss. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn es um die 
Arzneimittelsicherheit für kranke Menschen 
geht.  

In Europa gehört die Gesundheitspolitik 
anders als die Wirtschaftspolitik zu den 
Bereichen, in denen die Mitgliedstaaten ei-
gene Regelungskompetenzen haben. Bislang 
haben die ausländischen Versender auch vor 
dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) vor 
allem auf die aus dem Wirtschaftsbereich 
stammende Freiheit des Warenverkehrs 
gesetzt. Das ist ohne Frage ein wichtiges 
Gut, von dem alle Staaten des Europäischen 
Wirtschaftsraums profitieren. Es findet aber 
dort seine Grenzen, wo die Gesundheit der 
Menschen gefährdet werden kann. Daher 
muss der deutsche Gesetzgeber schnellst-
möglich Mechanismen einführen, die dafür 
sorgen, dass Regelungen, die für deutsche 
Apotheken gelten, auch bei EU-Wettbewer-
bern kontrolliert und von diesen umgesetzt 
werden. Sicherheit ist nicht teilbar!

12 Mio.
individuelle Arzneimittel stellen 

die Apotheken vor Ort jährlich her. 
Denn Medikamente von  

der Stange sind nicht für alle  
geeignet – der Versandhandel 

kann das nicht leisten. 

93 %
der Bundesbürger*innen sind 

mit ihrer Apotheke vor Ort 
zufrieden oder sogar sehr 

zufrieden.

(Quelle für alle Zahlen in dieser Spalte: ABDA,  
„Die Apotheke: Zahlen Daten Fakten 2022“)
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gloBalisierung  lieferketten

sParWaHN Versus  
VersorguNgssicHerHeit Vor ort
Jahrelang galt die globalisierung als perfekte Möglichkeit für die industrie, kosten zu sparen, den unternehmenserfolg zu fördern und 
arbeitsintensive produkte zu günstigeren preisen anzubieten. Die Corona-pandemie und nicht zuletzt auch putins angriffskrieg in der 
ukraine haben nun überdeutlich gezeigt, dass dieses system nicht nur zum Verlust von arbeitsplätzen und produktionsstätten in Deutsch-
land geführt hat. Die weltwirtschaft ist zwar theoretisch enger zusammengerückt, damit aber auch deutlich anfälliger für störungen 
geworden, über die hierzulande teilweise nicht einmal die nachrichten berichten.

rung (GKV) von Generika dominiert. Diese 
wirkstoffgleichen Nachahmerprodukte  
kommen immer dann auf den Markt, wenn 
der Patentschutz des Originalanbieters  
ausläuft. Die Preise werden so in relativ 
kurzer Zeit deutlich günstiger. Nach einer 
aktuellen Studie des Berliner IGES Institutes  
auf Grundlage der ärztlichen Verordnungen 
im Jahr 2021 waren auf 79,2 Prozent aller 
GKV-Rezepte Generika verschrieben worden. 
Einige der bedeutendsten Erkrankungen 
wurden sogar zu nahezu 100 Prozent gene-
risch behandelt. Von der früher üblichen 
großen Vielfalt an Generika-Anbietern pro 
Wirkstoff ist jedoch nicht mehr so viel übrig 
geblieben.  

Da Unternehmen nur noch dann Markt-
anteile generieren, wenn sie Rabattver-
träge abgeschlossen haben, haben sich 
im Bieterverfahren erfolglose Hersteller 
zunehmend aus dem Markt verabschiedet. 
Zudem werden immer mehr Ausgangsstoffe 
nur noch von ein bis zwei Unternehmen im 
asiatischen Raum produziert. Kommt es hier 
zum Beispiel durch Qualitätsprobleme bzw. 
Lockdowns während der Corona-Pandemie 
zu Produktionsstopps oder werden – wie 

in Indien geschehen – gar Exportverbote 
verhängt, um die eigene Bevölkerung zu 
versorgen, sind davon nahezu alle pharma-
zeutischen Hersteller weltweit betroffen. 
Der früher gesicherte Wettbewerb durch 
Vielfalt, der neben günstigen Preisen auch 
Versorgungssicherheit garantierte, gehört 
somit zu den Auslaufmodellen. So kommt 
es, dass auch gängige Wirkstoffe wie 
das Schmerzmittel Ibuprofen auf einmal 
zeitweise nicht mehr lieferfähig sind. Dies 
kann bei lebensnotwendigen Medikamenten 
dramatische Folgen für die Patient*innen 
haben, wie unser Beispiel zum Antikrebsmit-
tel Tamoxifen zeigt (Seite 7). 

Inzwischen mehren sich daher die Forde-
rungen, auch die Wirkstoffproduktion wieder 
verstärkt in den Bereich der Europäischen 
Union zurückzuholen. Mehrere Studien  
haben jedoch ergeben, dass dies sehr 
problematisch ist und zudem erhebliche 
Zeit dauern würde. Hinzu kommt, dass die 
Staaten genötigt sind, dieses Vorhaben mit 
erheblichen Mitteln zu fördern, ansonsten 
müssten die Hersteller ins Risiko gehen, 
wozu sie angesichts des Bestehens der Kas-
sen auf Rabattverträgen nicht gezwungen 

werden können. Ob sich dieses Versorgungs-
problem zurückdrehen lässt, muss also erst 
noch gezeigt werden.
 
Versandhandel bedroht Versorgung
Ähnlich wird dies auch mit dem Arzneimit-
telversandhandel sein. Denn obwohl die 
vorherige Bundesregierung in ihrem Koali-
tionsvertrag vereinbart hatte, den Versand-
handel mit rezeptpflichtigen Arzneimitteln 
wieder zu verbieten, ist in dieser Hinsicht 
insbesondere aufgrund des Widerstands 
durch den ehemaligen Bundesgesund-
heitsminister Jens Spahn nichts passiert. 
Während dieser Zeit der politischen Untätig-
keit haben vor allem die Versender aus dem 
Ausland die Situation genutzt und versucht, 
ihren Marktanteil zulasten der Vor-Ort-
Apotheken durch entsprechende Marketing-
Aktivitäten zu vergrößern. Zudem findet 
bereits seit Jahren ein Apothekensterben 
statt, das durch die Aktionen des Versand-
handels noch weiterbefördert wird. Eine 
Apotheke, die aufgeben muss, wird aber für 
immer geschlossen bleiben – selbst, wenn 
sie vor Ort eigentlich dringend gebraucht 
wird. 

Die Folgen für die Versorgung vor allem in 
strukturschwachen Gebieten und auf dem 
Lande könnten insbesondere für die ältere 
Bevölkerung dramatisch sein. Und das gilt 
nicht nur für die Ersatzbeschaffung von 
Alternativen bei Lieferengpässen, die die 
Apotheken leisten. Die Erfahrungen mit 
der Pandemie haben in vielerlei Hinsicht 
bewiesen, wie wichtig eine funktionierende 
flächendeckende Vor-Ort-Versorgung ist, die 
auf einer geordneten Struktur basiert. Dies 
gilt umso mehr in Krisenzeiten. Kein inter-

Dabei sind die aktuell langen Wartezeiten 
auf Autos oder sonstige technische 
Produkte aufgrund von Produktionsausfäl-
len der Chipindustrie in Asien zwar ärgerlich, 
aber noch verschmerzbar. Wenn der Ausfall 
ukrainischen Getreides aber zu einer Ver-
stärkung des weltweiten Hungers führt, 
melden sich sogar die Vereinten Nationen 
zu Wort, um nach schnellen Lösungen zu 
suchen, die weitere humanitäre Katastro-
phen verhindern könnten. 

lieferengpässe direkte folge des  
einspardrucks
Von Einschränkungen der dringend notwen-
digen Grundversorgung sind aber nicht 
nur die ärmeren Staaten, sondern auch 
reiche Industrienationen wie Deutschland 
betroffen. Und dies ist beileibe kein neues 
Phänomen. Spätestens seit die gesetzlichen 
Krankenkassen gelernt haben, wie viel sie 
zusätzlich mit Arzneimittel-Rabattverträgen 
sparen können, haben sich die Lieferketten 
der pharmazeutischen Industrie grundleg-
end verändert – denn die Herstellung von 
Wirkstoffen, die früher selberverständlicher 
Teil der Produktion auch in Deutschland 
war, wurde inzwischen nahezu komplett in 
Niedriglohnländer vorwiegend im asiatischen 
Raum verlagert. Führend sind hier aktuell 
die beiden Milliarden-Einwohner-Staaten In-
dien und China. Dies hat zwar dazu geführt, 
dass manche Arzneimittel nach Angaben 
des Branchenverbandes Pro Generika in 
Deutschland beim Herstellerabgabepreis 
mittlerweile billiger sind als eine Tüte Gum-
mibärchen, gleichzeitig wurde aber auch das 
Problem der Lieferengpässe neu befeuert. 
Verantwortlich hierfür ist eine Vielzahl von 
Gründen, die jedoch alle ihre Ursachen im 
Spardruck haben.  

globalisierung vermindert Wettbewerb 
durch Vielfalt 
Inzwischen ist vor allem der Arzneimittel-
markt der Gesetzlichen Krankenversiche-

Die aus dem Jahr 2019 bereits bekannten, 
nun wieder akuten Lieferengpässe des 
Arzneimittels Tamoxifen machen den 
Patient*innen begründetermaßen Angst, 
sind sie doch über einen sehr langen 
Zeitraum darauf angewiesen. Tamoxifen 
wird für die Behandlung von Brustkrebs 
eingesetzt und zur Einnahme über einen 
Zeitraum von mindestens fünf Jahren em-
pfohlen. Nicht nur die Dauer ist beträchtlich, 
auch die Anzahl der verschriebenen Dosen 
machen das Medikament versorgungsrele-
vant: 2019 bis 2021 waren es laut GKV-Arz-
neimittelindex 27-28 Millionen Tagesdosen. 

Wie kam es zur eingeschränkten Verfüg-
barkeit?
Laut Bundesinstitut für Arzneimittel und 
Medizinprodukte (BfArM) sei von einer 
drohenden kritischen Versorgungssitua-
tion bei Tamoxifen auszugehen. Erst im 
Januar 2022 kam es zu dieser Prüfung, da 
Medikamente mit einem Marktanteil von 25 
Prozent und mehr, zu denen auch Tamoxi-
fen gehört, der Selbstverpflichtung zur 
Meldung unterliegen. Es stellt sich die Frage, 
ob die Lieferengpässe durch ein besseres 
Frühwarnsystem hätten verhindert werden 
können. Zudem wurde die Einstellung der 
Hilfsstofflieferung eines deutschen Herstel-
lers bereits vor zwei Jahren angekündigt, 
ohne Reaktion seitens Behörden. 

kerstin otto, seit 2017 tamoxifen-Patientin, 
berichtet:
„Bei meiner Tumorart kommen nur zwei Arz-
neimittel infrage. Zuerst habe ich Letrozol 
eingenommen, vertrug dieses aber absolut 
nicht.“ Kerstin Ottos Onkologin verschrieb ihr 
daraufhin Tamoxifen, die einzige Alternative. 
„Natürlich habe ich aufgrund der Liefereng-
pässe Angst, dass mein Medikament bald 
gar nicht mehr verfügbar ist.“ 
Anders als beim Online-Versandhandel 
versuchen die Apotheker*innen vor Ort 
telefonisch, fehlende Medikamente zu 
beschaffen. Kerstin Otto fühlt sich bei ihrer 
Apothekerin sehr gut aufgehoben und be-
raten, aber die Angst bleibt. „Mein Wunsch 
an die Krankenkassen und alle Verantwortli-
chen ist, dass künftig rechtzeitig gehandelt 
wird und nicht erst, wenn die Tamoxifen-
Herstellung bereits eingestellt wurde.“ 

liefereNgPässe 
aucH bei taMoxifeN

netgestützter Versender wäre dazu in der 
Lage oder bereit gewesen, die vulnerable 
Bevölkerung innerhalb kürzester Zeit mit 
einer ausreichenden Menge und vor Ort mit 
FFP2-Masken zu versorgen. Außer den sta-
tionären Apotheken ist niemand mit eigener 
Produktion eingesprungen, als die Desinfek-
tionsmittel deutschlandweit ausverkauft 
waren. Und selbstverständlich wäre es auch 
keinem Versandhändler möglich gewesen, 
direkt nach der Impfung sicher entspre-
chende Zertifikate auszustellen, die den 
Vorgaben der Europäischen Union genügen. 

Alle diese Aufgaben haben die Apotheken 
übernommen und damit einen entscheiden-
den Beitrag dazu geleistet, dass Deutsch-
land die Pandemie bislang vergleichsweise 
gut überstanden hat. In Fensterreden haben 
sich viele Politiker*innen beeilt, den Apo-
theken und ihren Teams für diesen Einsatz 
zu danken, den sie trotz des Mangels an 
pharmazeutischem Personal geleistet hat-
ten. Mehr geschehen ist bislang nicht.  

Die Politik hat es in der Hand, dafür zu 
sorgen, dass nicht vergleichbar fatale 
Entwicklungen eintreten wie in der indus-
triellen Arzneimittelproduktion. Wenn sie 
den Versandhandel mit Medikamenten nicht 
wieder verbieten will, muss sie zumindest 
sicherstellen, dass gesetzliche Vorschriften 
für alle gelten. Hierauf haben nicht nur die 
Apotheken, sondern vor allem die Menschen 
in unserem Land ein Recht – denn Versand-
handel kann die pharmazeutische Beratung 
und die Unterstützung kranker Menschen 
durch ihre wohnortnahe Apotheke nie ohne 
massive Qualitätsverluste ersetzen. 

beobacHtuNgeN öffeNtlicHer aPotHekeN  
bei aufgetreteNeN liefer- uNd VersorguNgseNgPässeN: 
(Quelle: ABDA, „Die Apotheke: Zahlen Daten Fakten 2021“)

eine lebenswichtige 
therapie war nicht 
möglich oder wurde 

verzögert:

15,0 %

es kam zu einem 
therapieabbruch  

mit risiken: 

25,8 %

ein weniger  
geeigneter arzneistoff  

wurde verordnet  
(„2. wahl“):

54,9 %
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Jetzt Mal taCheles ...

iMpressuM

Der Versandhandel ...
… ist in Deutschland nicht mehr wegzudenken, doch gegen den Mehrwert der 

direkten und persönlichen Beratung vor Ort kann er nicht ankommen.

Um richtig beraten zu können, braucht 
es die Apotheker*innen vor Ort, die die 
Menschen kennen und Empathie haben. 
Es kann nicht nach einem einheitlichen 
Schema laufen wie bei Versandapothe-
ken, sondern jede Beratung muss 
individuell und intuitiv angepasst werden. 
Vieles ist auch in den Apotheken bereits 
digitalisiert, hinter den Kulissen, für die 
Kund*innen nicht sichtbar. Durch die 
Verfügbarkeit vieler Informationskanäle in 
der Apotheke, konnte die Versorgung der 
Kund*innen vor Ort gewährleistet werden. 

raik arsand, inhaber der apotheke im 
sonnengarten in glienicke/nordbahn

Knut Hanika, Apothekeninhaber, erwartet 
von der Politik, dafür Sorge zu tragen, 
dass Arzneimittel nicht durch Preisdum- 
ping oder reißerische Werbung trivialisiert 
werden. „Es gehört auch zur Gesundheits-
vorsorge der Bevölkerung, das Bewusst-
sein der Menschen dafür aufrechtzu-
erhalten, dass Medikamente eine Ware 
der besonderen Art sind. Nach wie vor 
gehören für mich Arzneimittel nicht in den 
Versandhandel.“… „Zudem sichert nur eine 
angemessene und verlässliche Vergütung 
den wirtschaftlich gesunden Apotheken-
betrieb.“

knut hanika, inhaber der apotheke zum 
kreuz in Drebkau

„Zuvorkommenheit und Freundlichkeit 
weiß ich – wie wohl jeder Kunde – sehr 
zu schätzen. Wenn ich Fragen habe, 
bekomme ich immer eine kompetente 
Antwort. Seit 25 Jahren begleiten mich 
die Mitarbeiter*innen der Regenbogen-
Apotheke. Dieser persönliche Kontakt ist 
mir wichtig. Das kann mir online nicht 
geboten werden.”

ingrid hüppe, patientin der regenbogen 
apotheke in falkensee


